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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt für die Anwendung des § 24b EStG ab dem Veranlagungszeitraum 2004 
Folgendes: 
 

I. Allgemeines 

Durch Artikel 9 des Haushaltsbegleitgesetzes 2004 vom 29. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 3076; BStBl 2004 I S. 120) wurde mit § 24b EStG ein Entlastungsbetrag für Allein-
erziehende in Höhe von 1.308 Euro jährlich zum 1. Januar 2004 in das Einkommensteuer-
gesetz eingefügt. Durch das Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und weiterer Gesetze 
vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1753) wurden die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 
des Entlastungsbetrages für Alleinerziehende rückwirkend ab dem 1. Januar 2004 geändert, 
im Wesentlichen wurde der Kreis der Berechtigten erweitert. 

Ziel des Entlastungsbetrages für Alleinerziehende ist es, die höheren Kosten für die eigene 
Lebens- bzw. Haushaltsführung der sog. echten Alleinerziehenden abzugelten, die einen 
gemeinsamen Haushalt nur mit ihren Kindern und keiner anderen erwachsenen Person führen, 
die tatsächlich oder finanziell zum Haushalt beiträgt. 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird außerhalb des Familienleistungsausgleichs 
bei der Ermittlung des Gesamtbetrages der Einkünfte durch Abzug von der Summe der Ein-
künfte und beim Lohnsteuerabzug durch die Steuerklasse II berücksichtigt. 
 

II. Anspruchsberechtigte 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird Steuerpflichtigen gewährt, die  

• „allein stehend“ sind und 



 

 

Seite 2  • zu deren Haushalt mindestens ein Kind gehört, für das ihnen ein Freibetrag nach § 32 
Abs. 6 EStG oder Kindergeld zusteht. 

„Allein stehend“ im Sinne des § 24b Abs. 1 EStG sind nach § 24b Abs. 2 EStG 
Steuerpflichtige, die 

• nicht die Voraussetzungen für die Anwendung des Splitting-Verfahrens (§ 26 Abs. 1 
EStG) erfüllen oder 

• verwitwet sind 
und 
• keine Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen volljährigen Person bilden (Ausnahme 

siehe unter 3.). 

 

1. Haushaltszugehörigkeit 

Ein Kind gehört zum Haushalt des Steuerpflichtigen, wenn es dauerhaft in dessen Wohnung 
lebt oder mit seiner Einwilligung vorübergehend, z.B. zu Ausbildungszwecken, auswärtig 
untergebracht ist. Haushaltszugehörigkeit erfordert ferner eine Verantwortung für das mate-
rielle (Versorgung, Unterhaltsgewährung) und immaterielle Wohl (Fürsorge, Betreuung) des 
Kindes. Eine Heimunterbringung ist unschädlich, wenn die Wohnverhältnisse in der Fami-
lienwohnung die speziellen Bedürfnisse des Kindes berücksichtigen und es sich im Haushalt 
des Steuerpflichtigen regelmäßig aufhält (vgl. BFH-Urteil vom 14. November 2001, BStBl 
2002 II S. 244). Ist das Kind nicht in der Wohnung des Steuerpflichtigen gemeldet, trägt der 
Steuerpflichtige die Beweislast für das Vorliegen der Haushaltszugehörigkeit. Ist das Kind bei 
mehreren Steuerpflichtigen gemeldet oder gehört es unstreitig zum Haushalt des Steuerpflich-
tigen ohne bei ihm gemeldet zu sein, ist es aber bei weiteren Steuerpflichtigen gemeldet, steht 
der Entlastungsbetrag demjenigen Alleinstehenden zu, zu dessen Haushalt das Kind tatsäch-
lich gehört. Dies ist im Regelfall derjenige, der das Kindergeld erhält. 

 

2. Splitting-Verfahren 

Es sind grundsätzlich nur Steuerpflichtige anspruchsberechtigt, die nicht die Voraussetzungen 
für die Anwendung des Splitting-Verfahrens erfüllen. Abweichend hiervon können verwit-
wete Steuerpflichtige nach § 24b Abs. 3 EStG den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
erstmals zeitanteilig für den Monat des Todes des Ehegatten beanspruchen. Darüber hinaus, 
insbesondere in den Fällen der getrennten oder der besonderen Veranlagung im Jahr der 
Eheschließung, kommt eine zeitanteilige Berücksichtigung nicht in Betracht. 

Im Ergebnis sind nur Steuerpflichtige anspruchsberechtigt, die  

• während des gesamten Veranlagungszeitraums nicht verheiratet (ledig, geschieden) 
sind, 

• verheiratet sind, aber seit dem vorangegangenen Veranlagungszeitraum dauernd 
getrennt leben, 

• verwitwet sind 



 

 

Seite 3  oder 

• deren Ehegatte im Ausland lebt und nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtig im 
Sinne des § 1 Abs. 1 oder 2 EStG oder des § 1a EStG ist. 

 

3. Haushaltsgemeinschaft 

Gemäß § 24b Abs. 2 Satz 1 EStG sind Steuerpflichtige nur dann „allein stehend“, wenn sie 
keine Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen volljährigen Person bilden. 

Der Gewährung des Entlastungsbetrages für Alleinerziehende steht es kraft Gesetzes nicht 
entgegen, wenn eine andere minderjährige Person in den Haushalt aufgenommen wird oder es 
sich bei der anderen volljährigen Person um ein leibliches Kind, Adoptiv-, Pflege-, Stief- oder 
Enkelkind handelt, für das dem Steuerpflichtigen ein Freibetrag für Kinder (§ 32 Abs. 6 
EStG) oder Kindergeld zusteht oder das steuerlich nicht berücksichtigt wird, weil es  

• den gesetzlichen Grundwehr- oder Zivildienst leistet (§ 32 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG), 

• sich an Stelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig für die Dauer von nicht 
mehr als drei Jahren  zum Wehrdienst verpflichtet hat (§ 32 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 EStG) 
oder 

• eine vom gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst befreiende Tätigkeit als 
Entwicklungshelfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ausübt 
(§ 32 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 EStG). 

§ 24b Abs. 2 Satz 2 EStG enthält neben der gesetzlichen Definition der Haushaltsgemein-
schaft auch die widerlegbare Vermutung für das Vorliegen einer Haushaltsgemeinschaft, die 
an die Meldung der anderen volljährigen Person mit Haupt- oder Nebenwohnsitz in der Woh-
nung des Steuerpflichtigen anknüpft. Eine nachträgliche Ab- bzw. Ummeldung ist insoweit 
unerheblich. Die Vermutung gilt jedoch dann nicht, wenn die Gemeinde oder das Finanzamt 
positive Kenntnis davon hat, dass die tatsächlichen Verhältnisse von den melderechtlichen 
Verhältnissen zugunsten des Steuerpflichtigen abweichen. 

 

a) Begriff der Haushaltsgemeinschaft 

Eine Haushaltsgemeinschaft liegt vor, wenn der Steuerpflichtige und die andere Person in der 
gemeinsamen Wohnung - im Sinne des § 8 AO - gemeinsam wirtschaften („Wirtschaften aus 
einem Topf“). Die Annahme einer Haushaltsgemeinschaft setzt hingegen nicht die Meldung 
der anderen Person in der Wohnung des Steuerpflichtigen voraus. 

Eine Haushaltsgemeinschaft setzt ferner nicht voraus, dass nur eine gemeinsame Kasse be-
steht und die zur Befriedigung jeglichen Lebensbedarfs dienenden Güter nur gemeinsam und 
aufgrund gemeinsamer Planung angeschafft werden. Es genügt eine mehr oder weniger enge 
Gemeinschaft mit nahem Beieinanderwohnen, bei der jedes Mitglied der Gemeinschaft tat-
sächlich oder finanziell seinen Beitrag zur Haushalts- bzw. Lebensführung leistet und an ihr 



 

 

Seite 4  partizipiert (der gemeinsame Verbrauch der Lebensmittel oder Reinigungsmittel, die gemein-
same Nutzung des Kühlschrankes etc.). 

Auf die Zahlungswege kommt es dabei nicht an, d.h. es steht der Annahme einer Haushaltsge-
meinschaft nicht entgegen, wenn z.B. der Steuerpflichtige die laufenden Kosten des Haushalts 
ohne Miete trägt und die andere Person dafür vereinbarungsgemäß die volle Miete bezahlt. 

Es kommt ferner nicht darauf an, dass der Steuerpflichtige und die andere Person in beson-
derer Weise materiell (Unterhaltsgewährung) und immateriell (Fürsorge und Betreuung) 
verbunden sind. 

Deshalb wird grundsätzlich bei jeder Art von Wohngemeinschaften vermutet, dass bei Mel-
dung der anderen Person in der Wohnung des Steuerpflichtigen auch eine Haushaltsgemein-
schaft vorliegt. 

Als Kriterien für eine Haushaltsgemeinschaft können auch der Zweck und die Dauer der An-
wesenheit der anderen Person in der Wohnung des Steuerpflichtigen herangezogen werden. 
So liegt eine Haushaltsgemeinschaft nicht vor bei nur kurzfristiger Anwesenheit in der Woh-
nung oder nicht nur vorübergehender Abwesenheit von der Wohnung. 

Beispiele für nur kurzfristige Anwesenheit: 

Zu Besuchszwecken, aus Krankheitsgründen 

 Beispiele für nur vorübergehende Abwesenheit: 

Krankenhausaufenthalt, Auslandsreise, Auslandsaufenthalt eines Montagearbeiters, 
doppelte Haushaltsführung aus beruflichen Gründen bei regelmäßiger Rückkehr in die 
gemeinsame Wohnung 

Beispiele für eine nicht nur vorübergehende Abwesenheit: 

Strafvollzug, bei Meldung als vermisst, Auszug aus der gemeinsamen Wohnung, evtl. 
auch Unterhaltung einer zweiten Wohnung aus privaten Gründen 

Haushaltsgemeinschaften sind jedoch insbesondere gegeben bei: 

• Eheähnlichen Gemeinschaften, 
• eingetragenen Lebenspartnerschaften, 
• Wohngemeinschaften unter gemeinsamer Wirtschaftsführung mit einer sonstigen 

volljährigen Person (z.B. mit Studierenden, mit volljährigen Kindern, für die dem 
Steuerpflichtigen weder Kindergeld noch ein Freibetrag für Kinder zusteht, oder mit 
anderen Verwandten), 

• nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten, bei denen keine Ehegattenbesteuerung in 
Betracht kommt (z.B. bei deutschen Ehegatten von Angehörigen der NATO-Streit-
kräfte). 

Mit sonstigen volljährigen Personen besteht keine Haushaltsgemeinschaft, wenn sie sich 
tatsächlich und finanziell nicht an der Haushaltsführung beteiligen. 



 

 

Seite 5  Die Fähigkeit, sich tatsächlich an der Haushaltsführung zu beteiligen, fehlt bei Personen, bei 
denen mindestens ein Schweregrad der Pflegebedürftigkeit im Sinne des § 14 SGB XI 
(Pflegestufe I, II oder III) besteht oder die blind sind. 

Die Fähigkeit, sich finanziell an der Haushaltsführung zu beteiligen, fehlt bei Personen, die 
kein oder nur geringes Vermögen im Sinne des § 33a Abs. 1 Satz 3 EStG besitzen und deren 
Einkünfte und Bezüge im Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 2 bis 4 EStG den dort genannten Betrag 
nicht übersteigen. 

Der Nachweis des gesundheitlichen Merkmals „blind“ richtet sich nach § 65 EStDV. 

Der Nachweis über den Schweregrad der Pflegebedürftigkeit im Sinne des § 14 SGB XI ist 
durch Vorlage des Leistungsbescheides des Sozialhilfeträgers bzw. des privaten Pflegever-
sicherungsunternehmens zu führen.  

Bei rückwirkender Feststellung des Merkmals „blind“ oder der Pflegebedürftigkeit sind ggf. 
bestandskräftige Steuerfestsetzungen auch hinsichtlich des Entlastungsbetrages nach § 24b 
EStG zu ändern. 

 

b) Widerlegbarkeit der Vermutung 

Der Steuerpflichtige kann die Vermutung der Haushaltsgemeinschaft bei Meldung der ande-
ren volljährigen Person in seiner Wohnung widerlegen, wenn er glaubhaft darlegt, dass eine 
Haushaltsgemeinschaft mit der anderen Person nicht vorliegt. 

 

c) Unwiderlegbarkeit der Vermutung 

Bei nichtehelichen, aber eheähnlichen Gemeinschaften und eingetragenen Lebenspartner-
schaften scheidet wegen des Verbots einer Schlechterstellung von Ehegatten (vgl. BVerfG-
Beschluss vom 10. November 1998, BStBl 1999 II S. 182) die Widerlegbarkeit aus. 

Eheähnliche Gemeinschaften - im Sinne einer auf Dauer angelegten Verantwortungs- und 
Einstehensgemeinschaft - können anhand folgender, aus dem Sozialhilferecht abgeleiteter 
Indizien festgestellt werden: 

• Dauer des Zusammenlebens (z.B. von länger als einem Jahr), 

• Versorgung gemeinsamer Kinder im selben Haushalt, 

• Versorgung anderer Angehöriger im selben Haushalt, 

• der Mietvertrag ist von beiden Partnern unterschrieben und auf Dauer angelegt, 

• gemeinsame Kontoführung, 

• andere Verfügungsbefugnisse über Einkommen und Vermögen des Partners oder 

• andere gemeinsame Verträge, z.B. über Unterhaltspflichten. 



 

 

Seite 6  Beantragt ein Steuerpflichtiger den Abzug von Unterhaltsleistungen an den Lebenspartner als 
außergewöhnliche Belastungen nach § 33a Abs. 1 EStG, ist i.d.R. vom Vorliegen einer ehe-
ähnlichen Gemeinschaft auszugehen. 

 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.  
 
Im Auftrag 
gez. Christmann  


